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Nr. 582. Mittag: Ausgabe. 


Preußen. 
Landtags» Verhandlungen. 

15. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten (11. Dezbr.) 

Die Tribüne mäßig gefüllt. Am Miniſtertiſche die Miniſter Graf Eulen⸗ 
burg und v. Roon. en e N 

Präſtdent Grabop eröffnet die Sitzung um 10% Uhr mit den gewöhn⸗ 
lichen geſchäftlichen Mittheilungen. j | 

Erſter Gegenſtand der Tagesordnung ift die 1 (ihrem Wort⸗ 
laute nach bereits mitgetheilten) Interpellation des Abg. Bellier de 
Launay, betreffend ein Gefecht zwiſchen Koſaken und Polen auf preußiſchem 
Gebiete bei dem Dorfe Suchorowiec, im Kreiſe Ortelsburg. 

Der Präſident erſucht das königl. Staats miniſterium ſich zu erklären, 
ob und wenn es dieſe Interpellation beantworten wolle. — Das Haus ſteht 
von der Verleſung ab. 

Miniſter des Innern Graf zu Eulenburg: Ich habe von dem Ge⸗ 
genſtande der Interpellation keine Kenntniß gehabt, als dieſelbe in meine 
Hände kam, ich habe aber daraus Veranlaſſung genommen, ſofort au 
telegraphiſchem Wege bei der Regierung in Königsberg und dem betreffen⸗ 
den Landrathe anzufragen. Die Regierung hat telegraphiſch geantwortet, 
daß auch fie von dem Gegenſtande der Interpellation bisher nichts gewußt 
habe; der Bericht des Landraths wird möglicherweiſe noch heute eingehen, 
früher war dies unmöglich. ch ſtelle daher anheim, ob das Haus ſchon 
jetzt irgend einen Tag der künſtigen Woche für die Beantwortung der In⸗ 
terpellation beſtimmen will, oder ob es demſelben genehm iſt, wenn ich, ſo⸗ 


chrift 1½ Sgr. 


bald ich die nöthige Auskunft erhalten habe, den Präſidenten einen Tag an⸗ 


* 


pellation handle es ſich um einen 


zuſetzen erſuche, an welchem das Haus die Beantwortung der Interpellation 
entgegennimmt. e 
Präſident: Nach $ 28 der Geſchäftsordnung hat das Miniſterium 
das Recht, den Tag zu beſtimmen, an welchem es die Interpellation beant⸗ 
morten will. 5 ? f 
Miniſter Graf Eulenburg: Dann bite ich, in der Vorausſetzung, daß 


der Bericht des Landraths in dieſen Tagen eingeht, den erſten Sitzungstag 


der künftigen Woche zur Beantwortung der Interpellation anzuſetzen. — 
Damit wird dieſer Gegenſtand verlaſſen. 

Unter Nr. 2 me auf der T.⸗O, die Verleſung der (ebenfalls bereits bes 
kannten) Interpellation des Abg. Dr. Waldeck, betr. die Einziebung 
von Landwehrmännern als Kriegs⸗Reſerven. — Das Haus ſteht auch hier 
von der Verleſung ab. — Der Präſident richtet an das Staatsminiſterium 
die A ob und wann es die Interpellation beantworten wolle. — Kriegs⸗ 


miniſter p. Roon: Ich bin geneigt, die Interpellation ſogleich zu beantwor⸗ 


ten. — Präſident: Dann erſuche ich den Abg. Waldeck, die von ihm ge⸗ 


ſtellte Interpellation z rer 
Abg. Dr, Balder: Es behandle die von ihm geſtellte Interpellation 
eine wesentlich das Wohl und Wehe der Staatsbürger berührende Frage. 
Er glaube allerdings nach den ihm zugegangenen Mittheilungen, namentlich 
nach neulichen Aeußerungen des officlöſen Organs, vorausſetzen zu müſſen, 
daß die Regierung die an ſie gerichtete Frage mit „Ja“ beantworten werde. 
Nach dem Neorganifaftonspian könnten allerdings auch, Landwehrmänner in 
die Linie eingeſtellt werden; das Haus habe aber dem Reor aniſationsplane 
nicht ſeine Zuſtimmung gegeben und der bisherige, zwei Jahre bereits dauernde 
Zuſtand exiſtire, obgleich die Militärnovelle nicht genehmigt, obgleich im 
Budget die Ausgaben für die Reorganiſation ausdrücklich geſtrichen worden 
ſeien Wenn es alſo wahr ſei, daß deſſenungeachtet Laudwehrmänner aus: 
gehoben feien, jo ſei eine dringende Abhilfe nothwendig. bc 
Es handle 15 wie ſchon oft und ausreichend erörtert, nicht um die wich⸗ 
tigen Beſchlüſſe in der Bra des Budgetrechts, nicht um die dringende po⸗ 
uche Nothwendigteit der Aufrechterhaltung der Landwehr, nicht um blos 
politiſche und ſtaatliche Geſichtspunkte. Alles dies berühre zwar auch mittel⸗ 
bar den Einzelnen; es berühre ihn die faftiſche Hinauftreibung der Steuern, 
die Lahmlegung anderer wichtiger Zweige des Staatsweſens, um die mili⸗ 
täriſchen Bedürfniſſe zu befriedigen; es berühre ihn die Steigerung der jähr⸗ 
lichen Aushebung um ein Drittel. Hier aber, bei dem Gegenſtande der Inter⸗ 
Zunft, wo das Intereſſe des Einzelnen 
und des Staates auf das Empfindlichſte und Unmittelbarfte berührt werde, 
falls ſich die Sache wirklich ſo verhalte, wie er nach ſeinen Mittheilungen 
vorausſetzen müſſe. 90 abſoluten und conſtitutionellen, wie überhaupt in allen 
civiliſirten Staaten, ſei die Pflicht des Einzelnen in Auſehung des Heeres 


Gegenſtand der Geſetzgebung und nicht der Willkür, gleichgiltig, welches Mi⸗ 


9 em herrſche, ob Cantonnirung, Werbeſyſtem, allgemeine Wehrpflicht. 
N elbſt beim Werbeſyſtem müſſe die Pflicht, im Heere zu dienen, müſſe die 
ienſtzeit geſetzlich geregelt ſein. — Im vorliegenden Falle würde, wenn ſich 
7er Borausfednn en betätigen jollten, gegen das Geſetz gehandelt, das 
echt und die Pflicht des Einzelnen verletzt worden ſein. — Im vorliegen⸗ 


den Falle würde, wenn ſich ſeine Ae c d beſtätigen ſollten, gegen 


das Geſetz gehandelt, das Recht und die Pflicht des Einzelnen verletzt worden 
ſeien. In dieſe Verletzung reſultire nicht blos aus den Beſchlüſſen des vori⸗ 
en Hauſes, ſondern ſchon aus denen des Abgeordnetenhauſes von 1860. 
Wenn der Einzelne länger als das Geſetz verlangt, bei den Fahnen zurück⸗ 
gehalten werde, wenn ſeine Pflicht gegen den Staat weiter, als das Geſetz 
gebiete, ausgedehnt werde, ſo herrſche eben ein geſetzloſer Zuſtand. 10 
Die Regierung habe ſelbſt anerkannt, daß es nicht geſtattet ſei, Land: 
wehrmänner, außer im Falle des Kriegs, zum ſtehenden Heere einzuberufen. 
Der Redner verlieſt eine Stelle aus einer Rede des Kriegsminiſters im 
ahre 1861.) Sie habe es anerkannt, wie der Budgetbericht des Jahres 
1861 zeige, bei Gelegenheit der Kriegsbereitſchaft wegen der kurheſſiſchen Frage. 
Damals ſei mitgetheilt worden, der Kriegsminiſter habe in den Fällen, wo 
Landwehrmänner einberufen worden, ſobald ſie zu ſeiner Kenntniß gekom⸗ 
men, die ſofortige Entlaſſung derfelben angeordnet. — Das Geſez vom 
3. September 1814 ſei hinlänglich bekannt. Dort ſei beſtimmt, die Dienſt⸗ 
zeit in der Linie ſowohl als in der Landwehr, und jeder Einzelne, der der 
Landwehr angehöre, habe das Recht 99 verlangen, daß er nicht gegen 
das Geſetz in die Linie eingeſtellt werde. Es beſtehe nach dieſem 
Geſetze ein ſehr weſentlicher Unterſchied zwiſchen dem iſtehenden Heere, das 
u jeder-Zeit gerüftet fein müſſe, und der Landwehr, die nur in dem äußer⸗ 
en Falle, dem des Krieges, einberufen werten dürfe. Es ſei doch etwas 
Anderes, einem ſtehenden Heere mit Berufsoſſizieren anzugehören oder einem 
Heere mit ſelbſtgewählten Offizieren, die immer wieder in den Civilſtand zu⸗ 
rückkehrten. Es ſei ja bekannt, daß die Niedeilaſſung, die Etablirung, ja die 
Heirathserlaubniß durch das Landwehr⸗Verhältniß bedingt ſeien. Hier treffe, 
wie nur irgend bei einer Einrichtung des preußiichen Staates, Recht und 
Pflicht des Einzelnen aufs Feue zuſammer mit Pflicht, Recht und Inter⸗ 
eſſe ver Familie und der Gemeinde. — Es greiſe dies hinein zugleich 
in die wichtigſten Intereſſen des Staates. Es exiſtire eine weſentlich ber 
ſchiedene Gerichtsbarkeit bei der Kriegsreſerve und der Landwehr. Er wolle 
nur einen Punkt hervorheben; der § 94 des Militärs© trafgeſetzbuches ſtelle 
die Vermuthung der Deſertion u, wenn der Reſerdiſt der Aufforderung 
nicht ſofort Folge leiſte; nach der Cabinetsordie vom 14 Oktober 1841 werde 
bei der Landwehr dagegen die Nichtbefolgung der Einberufungsordre nur 
disciplinariſch Icahndet. Nun denke man aber ferner an die Kriegsge⸗ 
richte, die bier in Frage kommen. DR % 1 
Der einberufene Reſerviſt werde unter die e der Linie ge⸗ 
ſtellt, gebildet aus Linientruppen, während er gentlich unter das Kriegsge⸗ 
richt der Landwehr gehöre. — Und nun denke man dabei die furchtbare 
Lage der Reſerviſten bei der Schärfe der Kriegsartikel, die in vielen Fällen 
die Todesſtrafe verhängt; man denke daran, daß dieſe Todesſtrafe von in⸗ 
competenten Richtern, alſo in ungeſetzlicher Weiſe gefällt werde. Und 


doch wolle er noch lieber in die Lage eines ſolhen ungeſetzlich Verurtheilten 


ch denken, als in die der incompetenten Richter, die ein ſolches Urtheil zu 
ällen hätten, als gar in die der Soldaten, die an ſolches ungerechtes Urtheil 
bolljireden mußten. In eine ſolche furchtbare Lage führe der geſetzloſe Zu⸗ 
ſtand, in dem wir uns befänden. Der Einzelne müſſe Haus und Hof, ſeine 
amilie verlaſſen, um in ein Corps einzutreten, dem er geſetzlih nicht ange⸗ 
dre, Klar habe der Geſetzgeber in dem Geſetze vom 3. September 1814 die 
egel hingeſtellt; § 15 des Geſetzes beſtimme di: Ausnahme. Nur im Falle 
des wirklich ausgebrochenen Krieges dürfe auch die Landwehr zu Linie ber: 
angezogen werden. (Der Redner geht nun den Streit der Rezierung mit 
dem Abgeordnetenhauſe über die Auffaſſung des § 15 durch und weiſt nach, 


daß die oben erwähnte Auffaſſung immer im Haufe getheilt worden, indem 
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here Budgetberichte zurück 12 und ſich außerdem auf Aeußerungen 
des früheren Abg. v. Vincke (Hagen) beruft.) 

Er führt ferner aus, daß Vorbereitung zum Kriege nicht identiſch ſei 
mit Krieg ſelbſt. Er verlieſt eine längere Ausführung aus dem Berichte 
der Budgetcommiſſion aus dem Jahre 1862, „durch den ſich dieſelbe für 
immer den Dank des Landes erworben“, worin eingehend nachgewieſen ſei, 
daß ſich der Paragraph 15 nur auf den bereits begonnenen Krieg, nicht 
aber auf Vorbereitungen, Mobilmachungen u. ſ. w. beziehe. Wenn nun aber 
ſchon bei Einziehung der Reſerven in die Landwehr hineingegriffen würde, 
wie ihm mitgetheilt ſei, dann ſei das Recht des Einzelnen weit über die 
Grenze des Geſetzes verletzt, und mit keinem guten Glauben könne ſich die 
Regierung entſchuldigen. Denn über dieſen einen Punkt ſei die große Ma⸗ 
jorität des Hauſes immer einig geweſen, auch im vorigen Jahre, daß der 
Dienſt im ſtehenden Heere nicht länger als fünf Jahre dauern dürfe. 
Die Verwerfung des Reorganiſationsplanes der Regierung wäre unzweifel⸗ 
haft geweſen, wenn die Regierung es ſoweit hätte kommen laſſen, wie ja die⸗ 
ſelbe auch bei der gegenwärtigen Vorlage zweifellos ſei. Wenn der Staats⸗ 

folle, wenn er Haus und Hof zu verlaſſen habe, 
um dem Vaterlande zu dienen, ſo müſſe dies innerhalb der geſetzlichen Gren⸗ 
zen geſchehen. (Der Redner citirt nun aus Mittheilungen, die ihm zugegan⸗ 
gen ſind, eine lange Reihe von Fällen, in welchen eee die 
lange ſchon aus dem ſtehenden Heere entlaſſen wären, einberufen ſeien; in 
einzelnen Fällen habe ſogar die Berufung auf den Landwehrpaß vor der 
Einberufung nicht geſchüßt.) Sogar ſolche ſeien einberufen worden, die im 
nächſten Jahre zum Landſturm gehörten. 
Man babe da ein neues Wort eingeführt, „Augmentirung“ der Armee 
(Heiterkeit), ſtatt der früheren Ausdrücke: „Mobilmachung, e 
Solchen Thatſachen gegenüber ſchwinden ja die gerühmten Vortheile der Re⸗ 
organiſation vor 1 Augen zuſammen, wenn man bei einem Heere von 
210,000 Mann nicht 30,000 mobil machen könne, ohne in die älteſten Jahr⸗ 
gänge der Landwehr hinüberzugreifen. — Er habe es für ſeine Pflicht ge⸗ 
halten, dieſe Frage von der ernſteſten Tragweite vor das Land zu bringen 
und Auskunft von dem Miniſterium zu verlangen; eventuell habe er dem 
Miniſterium Gelegenheit geben wollen, durch Zurücknahme der Maßregeln 
ſich um das Land verdient zu machen, und wenn das Miniſterium, falls die 
Sache gegen ſeinen Willen geſchehen, Rüge und Remedur eintreten ließe, 
würde ihm das ſehr angenehm ſein. (Lebhaftes Bravo links.) 
Kriegsminiſter v. Roon: Wenn ich vor dem Herrn Interpellanten das 
Wort hätte erpreifen können, jo wäre es vielleicht möglich geweſen, daß er 
ſich in einigen Ausführungen nicht ſo weit entfernt hätte von den thatſäch⸗ 
lichen Verhältniſſen. Zunächſt will ich bemerken, daß, wenn ich ihm folgen 
wollte auf das Gebiet des abſtracten Rechtsſtagts und auf die Deductionen, 
die er daran geknüpft hat, ich mich vielleicht Ay kurz fallen könnte, Ich 
würde im Stande fein ihm zu erwidern; das Recht zu dergleichen Inker⸗ 
pellationen laſſe fi folgern aus Al. 3 des Art. 81 der Verfaſſung, wo es 
heißt: „Jede Kammer kann die an ſie gerichteten Schriften an die Miniſter 
überweiſen und von denſelben Auskunft über eingehende Beſchwerden ver⸗ 


langen.“ 
Meinen anderen Paragraphen, auf den dieſe und ähnliche Interpellationen 
gegründet werden könnten, kenne ich nicht. Iſt aber dieſer Paragraph für 


die Motivirung der Interpellation maßgebend, ſo könnte ich darauf antwor⸗ Erg 
fen, 


ten: wohlan, die eingegangenen Beſchwerden möge man der Regierung übers 
weiſen; die Regierung wird prüfen, ob in dem einen oder anderen Falle un⸗ 
geſetzlich verfahren iſt, ob das was geſchehen iſt, mit dem Geſetze überein⸗ 
ſtimmt, und gewinnt ſie die Ueberzeugung, Abhilfe eintreten laſſen. Ich könnte 
ſagen, hierzu allein iſt man der Regierung gegenüber berechtigt; allge⸗ 
meine Fragen dieſer Art könnte ich ablehnen. Meine Herren, in der ern⸗ 
ſten Situation, in der ſich leider unſer Vaterland befindet, iſt es nicht wohl⸗ 
ee in den ſogenannten Conſl 1. Je 

will dieſen Standpunkt alſo aufgeben, ich will mich auf die Sache ſelbſt ein⸗ 
laſſen und auf die Interpellation Punkt für Punkt antworten und ich glaube, 
ich kann es, ohne irgendwie in Verlegenheit zu beutel Die einzelnen 
Beſchwerden kann ich unmöglich im Augenblick beurtheilen; der Hr. Inter⸗ 
pellant war ſelbſt dazu nicht einmal im Stande. Wie viele davon apokryph, 


wie viele total unbegründet ſind, das würde ſich erſt ergeben, wenn man die 


einzelnen Behörden darüber vernommen hätte; es würde ih dann auch erſt 
herausſtellen, ob die angeführten Perſonen wirklich exiſtiren. Wenn ich die 
Interpellation ſelbſt anſehe, ſo fragt dieſelbe in ihrem erſten Punkte: ob es 
dem Staatsminiſterium bekannt iſt, daß bei der gegenwärtigen Einziehung 
der Kriegsxeſerven auch ehen Perſonen in dieſe eingeſtellt worden ſind, deren 
geſetzliche Dienſtzeit im ſtehenden Heere bereits abgelaufen war? 

Meine Herren! Dieſe Frage mit Genauigkeit beantworten zu können, 
werde ich einer geraumen Zeit bedürfen, hätte alſo heute auf die Interpel⸗ 
lation nicht antworten können, hätte Rückfragen anſtellen müſſen, nach allen 
Seiten hin, um mir eine beſtimmte Auskunft zu verſchaffen. Ich glaube in⸗ 
deſſen, darauf kommt es gar nicht an; es kommt dem Interpellanten vor 
Allem auf die Abſichten der Regierung an. Die Regierung war ſich bewußt, 
daß die Reorganiſation der Armee und die durch dieſelbe bedingte ſieben⸗ 
jährige Dienſtzeit für das Heer noch nicht geſetzliche Genehmigung erlangt 
hat; die Regierung wußte, ohne in jedem einzelnen Falle nachgefragt zu 
haben, daß für jedes Bataillon auf eine Kriegsſtärke von 800 Mann zu 
rechnen war, ohne die Landwehr heranzuziehen. Sie hat deshalb die Stärke 
auf 802 Köpfe beſtimmt, und eben jo die Stärke der Erſatz⸗Bataillone ver: 
ringert. So lange der Krieg nicht ausgebrochen war, reichte dies vollſtändig 
aus. Ob alſo das Unrecht in einzelnen Fällen wirklich vorgekommen iſt, 
vermag ich nicht zu überſehen; bemerken will ich aber, daß es möglicherweiſe 
begangen ſein kann, und daß ich es in ſolchem Falle nicht tadeln könnte, daß 
es geſchehen iſt. (Unruhe links.) Der Herr Interpellant hat Stellen ver⸗ 
leſen aus den Commiſſions⸗Berichten der Jahre 1861 und 62, um daraus 
nachzuweiſen, daß die Auslegung des § 15 des Geſetzes vom 3. Sept. 1814, 
die Auslegung der Regierung in der Commifßon angefochten worden iſt. 
Dieſe Thatſache iſt richtig. Es ſteht aber eben ſo ſicher feſt, daß, wenn ein 
Punkt controvers iſt, der Opponent keineswegs im Allgemeinen Recht hat. 

Ich will mich nicht aufhalten bei der Verleſung der ſtenographiſchen Be⸗ 
richte; ich will nur daran erinnern — und es ſind eine große Anzahl von 
Perſonen im Hauſe gegenwärtig, die an den früheren Verhandlungen Theil 
genommen — ich will nu daran erinnern, daß die Regierung die Berechti⸗ 
gung ihres Standpunktes ſtets aufrecht erhalten hat und daß viele Mitglie⸗ 
der ihr damals zuſtimmten. Die Regierung will um des Friedens Willen 
bei der Vorlage des Geſetzes dieſen Punkt vorzugsweiſe ins Auge faſſen, 
aber die Berechtigung ihrer Anſicht kann ſie nicht aufgeben. Ich kann mich 
darauf beſchränken, nicht blos die von der Regierung bisher feſtgehaltene 
Auslegung dieſes Paragraphen, ſondern noch eine Reihe von Thatſachen, die 
für die Regierung ſprechen, vorzuführen. Ich will daran erinnern, für die⸗ 
jenigen Herren, welche ſich mit militäriſchen Dingen mehr oder weniger ver⸗ 
traut gemacht haben, daß bisher ſchon kein Unterſchied gemacht worden iſt 
zwiſchen Kriegsreſerviſten und Landwehrleuten in Bezug auf die Spezial⸗ 
waffen: Jäger, Artillerie und Pionniere. Es iſt bei allen kleineren und grö⸗ 
ßeren Mobilmachungen vorgekommen, daß tief eingegriffen werden mußte in 
die verſchiedenen Jahrgänge der Landwehr; namentlich um bei der Artillerie 
die Klaſſe der Fahrer zu complettiren, mußte in das 2. Aufgebot der Land⸗ 
wehr hineingegriffen werden. Das war ja eine der Urſachen, weshalb die 
Regierung die Reorganiſation wollte, um dieſen 3 vorzubeugen. 
Die Regierung will die jüngſten Leute und unter dieſen die Abkömmlichen 
zuerſt einziehen, und iſt dies ein Grundſatz, den die Staatsregierung ſtets 
verfochten hat; nur war fie le durch das Geſetz daran verhindert, ihn 
durchzuführen. Als nach der Mobilmachung im Jahre 1850 dieſer Uebel⸗ 
ſtand beſonders fühlbar hervorgetreten war, dachte man damals ſchon mit 
großem Eifer an eine Reorganiſation. 5 

Es iſt damals aus finanziellen Rückſichten die Frage noch ſiſtirt worden, 
man hat aber eine andere Einrichtung getroffen, die vollſtändi 
der Anſicht war, welche die Regierung ſtets geleitet hat. Durch eine aller⸗ 
.. Cabinets⸗Ordre vom Jahre 1850 über die Einftellung der Kriegs⸗Re⸗ 
erben und der Landwehrmänner wird feſtgeſetzt. daß überall primo loco 
die Reſerviſten einzuſtellen ſeien und Da: wo dieſe fehlen, auch Landwehr: 
leute in die Linie eingeſtellt werden ſollen. Eine Commiſſion aus Ciril⸗ 
und Militärbeamten iſt Fanal welche die Klaſſificirung in jedem Jahre 
feſtzuſetzen hat. Dieſe Commiſſion iſt in 2 5 ſie beſteht noch ar 
und iſt nicht abgeſchafft. eine Herren, dieſe Frage iſt in der Militär⸗ 


weſen, das Vertrauen in die Militär⸗Verwaltung von Seiten der Untergebe⸗ 


richtshofes iſt, ſollte die Bedeutung der Militärgeſetze doch einigermaßen ken⸗ 


ſetzloſen Zuſtande geſprochen wird. M. H., das iſt eine Behauptun 
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nee Herrenſtraße Nr. 0. Außerdem übernehmen alle 8 

Unftalten Beftellungen auf die e Sonntag und n 
einmal, in den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Declaration enthalten. - 

Die Novelle iſt wiederholt vorgelegt und fie liegt dem Haufe in dieſem 
Augenblicke abermals vor, um dieſe Frage zu regeln und der vermeintlichen 
Willkür der Militär⸗Verwaltung eine Schranke zu ſetzen. Wenn das Geſetz 
nicht angenommen wird, wie ſeine Vorgänger, ſo bleibt das Recht, was bis⸗ 
her als Recht gegolten hat. Es iſt nicht erlaubt, irgend einen Moment her⸗ 
auszugreifen aus der Geſchichte und zu ſagen, dieſer Moment iſt maßgebend 
für alle Zeiten. Auch die Krie Sverrafung hat eben jo gut eine hiſtoriſche 
Entwickelung wie alle übrigen en in der Welt, und es kommt nur 
darauf an, daß man die Nothwendigkeit der Entwickelung anerkennt. Ein — 
anderes hat die Regierung nicht verlangt, und wenn die Regierung heute 
behauptet, daß diejenigen einzelnen Landwehrmänner, welche zur Einziehung 
gelangt ſind, mit Recht eingezogen worden, ſo ſagt ſie dies aus voller in⸗ 
nerer Ueberzeugung mit Rückſicht auf die Momente, die ich hier zu entwickeln 
die Ehre hatte. 2 

Die zweite Frage der Interpellation halte ich für irrelevant. Im Allge⸗ 1 
meinen muß bekannt fein, daß dergleichen Anordnungen getroffen werden % 
durch den Kriegsminiſter und den Minifter des de nd Das Staatsmini⸗⸗ 
ſterium iſt dabei 3 Die Verhältniſſe ſind ſo geordnet, daß es 
nur eines kurzen, drei Zeilen langen Befehls bedarf, um die ganze Maſchine 
in Thaͤtigkeit zu ſetzen, ohne daß man erſt nöthig hat, noch eine lange 
ſtruction zu erlaſſen. Nur Ausnahmen müſſen näher beſtimmt werden. Die 
Kriegsſtärke der Bataillone iſt nicht geſetzlich beſtimmt; der Kriegsherr hat Be 
dieſelbe jür den concreten Fall anzuordnen. ; 3 

Es verſteht ſich von ſelbſt, daß ich über den dritten Punkt der Interpel⸗ 
lation mit Stillſchweigen hinweggehe, denn es iſt für die Regierung nichts 
zurückzunehmen, weil kein Unrecht geſchehen iſt. 

Ich hätte nun noch einige Worte zu erwidern auf den Vortrag des Herrn 
Interpellanten. Ich kann mich auf ſehr Weniges beſchränken. Ich wünſchte, 
der Herr Interpellant hätte eine beſſere 3 für ſeine Interpellation 
gehabt, denn es hat ſich Manches ſo angehört, als ſei die Abſicht dabei ge⸗ 


LE 
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nen zu erſchüttern. Ich ſage nicht, daß es ſeine Abſicht geweſen ift, aber es 
hat ſich ſo angehört, und ich fürchte, im Lande wird dies noch weit mehr der 
Fall ſein, wenn ſeine Rede bekannt werden wird. Die Unterſchiede zwiſchen 
der Landwehr und dem ſtehenden Heere, wie ſie der Herr Interpellant aus⸗ 
eſprochen, ſind mir vollſtändig unverſtändlich. (Sehr richtig rechts.) Ein 

itglied des Hauſes, welches zu gleicher 15 Mitglied eines ſo hohen Ge⸗ 
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Unruhe links.) Ich vermuthe, der Redner iſt niemals Soldat gewe⸗ 
3 exiſtirt im Allgemeinen kein Unterſchied zwiſchen dem Manne, der 
der Kriegsreſerve angehört, und dem Manne, der der Landwehr angehört; 
bis jetzt wenigſtens kein anderer, als der, welcher ſich auf die der Landwehr 
gewährte Freizügigkeit baſirt. Es iſt richtig, daß, wenn ein Kciegsreſerviſt 
der Landwehr⸗Einberufungsordre nicht Folge leiſtet, und man nicht weiß, wo⸗ 
hin er verzogen iſt, gegen ihn die Präſumtion der Deſertion gilt, bel dem 


Landwehrmanne iſt das nicht der Fall. 
— 0 iegsreſerviſt iſt eben ſo wenig, wie der nicht einberufene 
Landwehrmann, den Pilttärgefegen . nur wenn ſie einberufen 
ſind, ſtehen ſie unter dem Kriegsgeſetz. Es Kir dies zu denjenigen Punk ⸗ 
ten, von denen ich glaube, ſie können ſehr leicht mißverſtanden werden und 
fee zum Schaden des Einzelnen. Dahin gehört auch, wenn von einem ge⸗ 
„die 
nicht bewieſen worden, Die Militär⸗Verwaltung kann es ſich zum Ruhme 
nachſagen, daß ſie gerade vor allen Dingen mehr auf die Aufrechterhaltun 
der Geſetze hält, wie irgend eine andere (Heiterkeit links), und ich werſe R: 
ganz entſchieden zurück, daß von irgend einer Militär⸗Verwaltung Willkürli⸗ 
ches angeordnet ſei in dem einen oder anderen Falle. Im Uebrigen, m. H., 
— und ich wbchtz nicht gern lebhaft werden, ſondern meiner Auslaſſun 
den Charakter fenen Antwort bewahren, — muß ich bemerken, da 
die Art und Weit, Pie. Gelegenheit herbeigeführt hat, mich nicht 
ganz unberührt ganz entſchieden meine Meinung, daß 
über manche mer eine öffentliche Discuſſion zu den 
größten Nachtheilen führen „meine, wem daran gelegen iſt, die 
Armee in Ordnung zu erhalten i in nicht zu . und die 
Beſtrafung der Einzelnen nicht heraufzube r ſollte ſolche Discuſ⸗ 
fion vermeiden. (Bravo rechts, Ziſchen lints ) 

Man hat nun noch, um den gegenwärtigen Zuſtand herabzuſetzen, gegen⸗ 
über dem Zuſtande, wie er vor der ſogenannten Reorganiſation war, Be⸗ 
hauptungen aufgeſtellt, die ſehr leicht zu widerlegen ſind. Ich darf nur daran 
erinnern: was hätte geſchehen müſſen, wenn man nach der alten Kriegsver⸗ 
faſſung zwei Diviſianen mobil gemacht hätte? Alsdann würde man 12 Li⸗ 
niens und 12 Landwehtbataillone komplettirt haben, man würde keineswegs 
in Bezug auf die Zahl der Mannſchaften genirt geweſen ſein. Es würden 
dann 12,000 Landwehrmänner ohne allen Bmeitet ihren Verhältniſſen ent⸗ 
riſſen worden ſein, während ſich ggentmärtig dieſe Zahl reduzirt, ich weiß 
nicht gem auf höchſtens 1600 Mann, und zwar der 1 Klaſſe. 
Der Organismus der Armee iſt der Halt derſelben; ihn zu zerreißen hat die 
größten Bedenken, beſonders in einer fo bewegten Zeit wie die heutige, bo 
mam nicht weiß, was der morgende Tag bringt, wo man nicht beurtheilen 
kann, ob man nicht in wenigen Monnten genöthigt iſt, ganze Armee⸗Corps, 
ja die ganze Armee mobil zu machen. Wir haben in dieſer Hinſicht in den 
Feten 1849 und 1850 traurige Erfahrungen gemacht. Man kann alſo der - 

egierung nicht zumuthen. daß ſie ſich muthwillig in ähnliche Verlegenheiten 
bringe; die Organiſation der Armee iſt ein Heiligthum, und daran darf nicht 2 
gerüttelt werden.“ Inſofern dürfte mit Evidenz dargethan ſein, daß der heut 2 
erhobene Anſpruch bei ſolcher Wahrung der organiſatoriſchen Beſtimmungen 8 
gar nicht in Vergleich geſtellt werden kann mit den Nachtheilen, die einge: 
treten ſein würden, wenn man nach der alten Kriegsverfaſſung mobil gemacht 
hätte. (Bravo und Ziſchen.) { 

Abg. Graf v. Wartensleben, erinnert daran, daß Simſon nicht hilf⸗ 
los geworden durch den Verluft ſeines Haares, daß derſelbe aber trotzdem in 
ſeinen Sturz tauſend Philiſter hineingezogen habe, nachdem ihm das Haar 
wieder gewachſen. Heute zu Tage wn fen allerdings keine Simſons mehr 
(Heiterkeit), ſondern nur Mäuſe, welche an den Fundamenten des Hauſes 
nagen, und der vorliegende Antrag ſei eine ſolche Maus. (Große Heiterkeit.) 
Der Herr Kriegsminiſter habe mit Recht auf die nachtheiligen S der 
geſtellten Intenpellation hingewieſen; er müſſe betonen, daß bei der Mobil⸗ 
machung von 1830—31 die Lücken in den Reſerven ebenfalls durch Land⸗ 
wehrleute ausgefüllt worden ſeien, und daß die Kriegsbereitſchaft ſtets den 
$ 15 des Geſetzes vom 3. September 1814 in Kraft kreten laſſe. Er müſſe 
ragen, wie irgend ein beliebiges anderes Parlament in dem vorliegenden 
Falle ſich heute verhalten würde, während in wenigen Wochen vielleicht dem 
Staate ein Krieg bevorſtehe. Selbſt wenn der Abg. Waldeck in ſeinen Aus⸗ 
führungen hinſichtlich der Verletzung einzelner Beſtimmungen des Geſetzes 
vom Jahre 1814 Recht hätte, fo ſtaände den mit Unrecht oder irrthümlich 
Einberufenen doch nur der Anſpruch auf Entſchädigung zu, und er müſſe bei 
dieſer Gelegenheit tadeln, daß in ſölchen Fällen ſeitens der Landwehrleute 
die Meldung zu oft unterlaſſen werde, und es mithin ihre eigne Schuld ſei, 
wenn ſie benachtheiligt würden. Er ſtelle deshalb den Antrag, das Haus 
wolle dieſer Interpellation keine Folge geben, da ganz Europa in dieſem 
Augenblicke auf uns ſehe. — Der Präſident macht unter Hinweis auf 
8 29 der Geſchaͤftsordnung den Vorredner darauf aufmerkſam, daß die 
last if eines Antrages bei der Beſprechung von Interpellationen unzu⸗ 

t. 
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Ni. Dr. Waldeck: Er wolle ſich nicht gegen die wider ihn gerichteten 
ngen vertheidigen. Wenn der Kriegs miniſter behaupte, es könne 
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aus ſeiner Interpellation Schaden für Einzelne erwachſen, ſo ſei er nicht 
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dieſer Meinung; er habe es für feine Pflicht gehalten, auf hervorgetretene 
Uebelſtände hinzuweiſen, auf deren Abſtellung zu dringen, — und daraus 
ſollte Anderen Schaden erwachſen? Er verlange ja nur, daß das Geſetz walte; 
ſelbſt in Rußland werde nach Geſetzen gerichtet, nicht nach Inſtructionen 
und dergl. — Den Anführungen des Kriegsminiſters gegenüber müſſe er 
hervorheben, daß zwiſchen der Kriegsreſerve und der Landwehr allerdings kein 
Unterſchied ſtattfinde, ſobald jene eingezogen und die Landwehr mobil gemacht 

werde; die Stellung der als Reſerven eingezogenen Landwehrmänner ſei aber 

eine völlig andere, ſobald keine Mobiliſirung eintrete. Redner verlieſt zum 

Beweiſe für ſeine Behauptung einſchlägige Stellen aus der Landwehrordnung 

von 1815. — Wenn hinſichtlich der Sache ſelbſt der Kriegsminiſter ſich wie⸗ 

derholt auf § 15 des Geſetzes vom 3. Sept. 1814 bezogen habe, ſo möge 
2 das Haus ſelber urtheilen, weſſen Interpretation die richtige ſei. Klar ſei 
— doch, daß der Ausdruck „im Kriege“ nicht identiſch ſei mit „Mobilmachung“ 
2 oder „Kriegsbereitſchaft.“ Er konne nur wiederholen, daß eine ſtrenge Gele: 
2 lichkeit viel wichtiger ſei, als manches Andere, was der Kriegsminiſter für 
72 nothwendig erklärt habe. Derſelbe habe proteſtirt gegen ſeinen (des Redners) 
= Vorwurf der „Geſetzloſigkeit“; damit aber habe er nicht irgend welche einzelne 

5 Maßregel gemeint, ſondern unſeren ganzen politiſchen Zuſtand, welcher ſeit 
5 zwei Jahren in den wichtigſten Beziehungen ein bloß factiſcher, nicht aber ein 
geſetzlicher ſei. Einzig und allein durch ein Geſetz ſei der vorhandene Conflict 


8 


x zu beſeitigen. 

1 Wenn der Kriegsminiſter klage, daß ſeine Interpellation Aufregung her⸗ 
Fr vorrufen müſſe, fo erkläre er, daß ſolche Aufregung ſchon feit zwei Jahren 
24 durch den herrſchenden Zuſtand geſchaffen ſei. Der Unmuth ſei ein allge 
5 meiner, und wollten ſelbſt die Vertreter des Volkes dazu ſchweigen, ſo wür⸗ 
je den die Steine ſchreien. Redner ſchließt mit dem Hinweis darauf, daß das 
3 Intereſſe des Staatsminiſteriums durchaus nicht zuſammenfalle mit dem In⸗ 
tereſſe des Kriegsminiſters. 

E Kriegsminiſter v. Roon: Obgleich er Grund habe, ſich an der proponirten 
7 Discuſſion nicht weiter zu betheiligen, ſo wolle er ſich doch noch über einige 
4 Grundſätze ausſprechen, weil er nach den eben gehörten Worten des Vorred⸗ 
2 ners annehmen müſſe, daß er dies bisher nicht mit der nöthigen Deutlichkeit 
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ethan habe. Er beſchränke ſich alſo darauf, zu erklären, daß der Herr Abg. 
ür Bielefeld ihn falſch verſtanden habe, wenn derſelbe annehme, daß er auch 
nur einen Theil der Verantwortlichkeit für das, was in Bezug auf die 
Augmentirung der beiden Dipiſionen geſchehen ſei, von ſich ablehne. Nichts 
liege ihm ferner. Der Mobilmachungsplan von 1833, auf den er ſich beru⸗ 
fen, habe nicht blos für die Militärs, ſondern für die geſammte Siaatsver⸗ 
waltung die Bedeutung einer geſetzlichen Vorſchrift, wie alle königl. Verord⸗ 
nungen, wie Alles, was Seine Majeſtät der König und Seine Vorfahren 
erlaſſen haben, in der Zeit, wo fie noch allein das Geſetzgebungsrecht hat⸗ 
ten. Alles alſo, was in jener Zeit von Sr. Maj. angeordnet worden, fei 
maßgebend, wie Alles, was Recht und Geſetz. 

Das geſetzliche Recht der Landwehrmänner in Betreff ihrer Wiederein⸗ 
ziehung als Reſerven hänge eben ganz weſentlich zuſammen mit der Ver: 
ordnung, daß zur Linie Landwehrmänner herangezogen werden ſollen. Das 
ſei der berechtigte Standpunkt der Militärverwalkung, den er feſthalte. 
„M. H.! Sie haben es in Ihrer Hand, die Sache geſetzlich zu regeln. (Hei⸗ 
terkeit.) Wenn Sie die Vorſchläge der Regierung annähmen, — das bes 
haupte ich trotz Ihrer Heiterkeit — dann hätten Sie das Recht, ſo zu ſpre⸗ 
chen, wie der Abg. für Bielefeld geſprochen hat, ſonſt nicht!“ (Beifall rechts, 
Widerſpruch links). 

Der Schluß der Discuſſion wird von dem Abg. Jung beantragt, von 
dem Hauſe aber abgelehnt. 

Abg. v. Vincke⸗Olbendorf: Obgleich er anerkenne, daß die beſprochene 
Maßregel manche Unzuträglichkeit mit ſich führe, ſo bedaure er doch, daß 
gerade in dieſem Augenblicke eine ſolche Interpellation geſtellt ſei. Der Hr. 
Kriegsminiſter habe, nach ſeiner (des Redners) Ueberzeugung, ſein Verfahren 
vollſtändig gerechtfertigt. Es könne nicht geleugnet werden, daß vor Einfüh⸗ 
rung der Verfaſſung Alles Geſetz war, was Se. Majeſtät einſeitig erlaſſen 
habe, möge es nun Geſetz oder Verordnung genannt ſein. Es ſei ferner 
zuzugeben, daß jedes Geſetz ſeine hiſtoriſche Entwickelung babe, und daß die 

Obſervanz und Praxis das Recht im Lande feſtſtelle. So ſei es auch mit 
. dieſem Geſetz der Fall geweſen, und von Anfang an, wenn die Bataillone 
A auf die Kriegsſtärke gebracht werden ſollten, die Landwehrmänner mit einge⸗ 
2 ogen worden: zuerſt im Jahre 1830. Dagegen ſei niemals Einſpruch erho⸗ 
* en worden. Ferner ſei dies bei den Specialwaffen — und hier ſogar bis 

in 1 höheren Jahrgänge, bis ins zweite Aufgebot — immer ver Fall 

eweſen. . 

! Darüber habe er von Landwehrmännern niemals Klage gehört, ſondern 

nur etwa ein Bedauern darüber, daß ſo hohe Jahrgänge noch in Anſpruch 

genommen werden müßten. Das ſeien eben auch Mängel der alten Orga⸗ 
niſation. Wenn der Abgeordnete für Bielefeld hier aufgetreten ſei, um die 

Rechte der Einzelnen zu wahren, jo habe er zu erwidern: materiell jei es für 

den einzelnen . gar kein Unterſchied, ob er zur Linie oder zur 

Landwehr eingezogen ſei. Und geſtützt auf die Ausſagen der Landwehrmaͤn⸗ 

ner, glaube er ſogar behaupten zu können, dieſelben würden lieber zu ihren 

alten Linienbataillonen eingezogen, als zu neuformirten Landwehrbataillonen. 

— Bei keiner Behörde werde ſtrenger auf die Geſetze und Verordnungen ge⸗ 

achtet, als gerade bei der Militärverwaltung: das glaube er nach ſeiner Er⸗ 

fahrung als Militär und als Kreisſtand behaupten zu dürfen. Daß bei 
einem ſo ſchnellen Verfahren einzelne Unregelmäßigkeiten vorkommen könnten, 
ſei nicht zu vermeiden; die Erfahrung zeige aber, daß begründete Reclama⸗ 
tionen Abhilfe fänden. — Was er hauptſächlich bedauere, ſei, daß in dem 

egenwärtigen Augenblick bei der Wichtigkeit der ſchwebenden großen politi⸗ 
ſchen Fragen, das Haus ſich mit ſolchen Kleinigkeiten beſchäftigen ſolle. (Wi⸗ 
derſpruch.) Ja! Kleinigkeiten, denn es ſei kein materielles Intereſſe eines 

Einzelnen benachtheiligt, außer vielleicht in einzelnen Fällen, wo Reclamatio⸗ 

nen genügen würden. N 

Aber in einem Augenblick, wo das Haus ſelbſt anerkannt habe, daß die 

roßen politiſchen Fragen die ganze Thatkraft des Landes fordern, ſolch eine 

Ele ins Land werfen, — denn das geſchehe doch, und die Nachtheile, die 

dadurch entſtehen müſſen, fielen auf das Haus zurück — in einem Augen⸗ 

blick, wo man dem Auslande zeigen ſollte, daß nur Ein Gedanke für die 

Größe und Ehre des Vaterlandes uns bewege, da finde er das unverant⸗ 

wortlich. (Oho! links.) Man ſage wohl, die Discuſſion hier werde im Lande 

nicht wirken. Man habe aber die Erfahrung gemacht, daß ſchon bloße Ge⸗ 

ſetzentwürfe, die ins Haus gekommen, z. B. der über das Jagdrecht im 

Jahre 1848, im Lande ſo aufgefaßt worden, als ſeien ſie bereits Geſetz und 

daß ſie allerlei Unruhen hervorgerufen hätten. Deshalb hätte er gewünſcht, 

daß in einem ſolchen Augenblicke die Interpellation unterblieben wäre. 

Abg. Stavenhagen: Das Haus ſei in eine Discuſſion getreten, die 
ebenſowohl drei Tage, als drei Wochen dauern konne; dieſelbe berühre das 
ganze Gebiet unſerer Militärverfaſſung, alle die großen Fragen, die ſchon ſo 
oft im Hauſe erörtert worden. Dieſe Fragen könnten durch die Discuſſion 
nicht erledigt werden. Er ſeinerſeits wolle nur ſich gegen die Meinung ver⸗ 
wahren, daß er mit dem Vorredner einderſtanden ſei; er differire von ihm 
in ſehr weſentlichen 13 und in nicht minder weſentlichen Punkten von 
dem Hrn. Kriegsminiſter. Auf eine Antwort deshalb wolle er ſich jedoch nicht 
einlaſſen. Beide hätten eben dazu beigetragen, die Discuſſion auf das all⸗ 

emeine Feld zu führen, jener durch die Anregung der allgemeinen politiſchen 

age, dieſer durch Seine Apologie für die Kriegsverfaſſung. Dazu, meine er, 
ſei jetzt nicht der Zeitpunkt. — Die Antwort des Miniſters ſei nicht ganz 
unumwunden, aber ſchließlich doch verſtändlich geweſen; damit hätte ſich der 

Interpellant wohl beruhigen dürfen. Etwaige Anträge könne derſelbe ja ſonſt 

machen. Jetzt aber bitte er, auf die Sache nicht weiter einzugehen. 

Der Schluß der Discuſſion wird nochmals vom Abg. v. Sybel beantragt 
und angenommen; damit wird dieſer Gegenſtand verlaſſen. 

Es folgt der Bericht der Budget⸗Commiſſion über die Etatsüber⸗ 
ſchreitungen und außeretats mäßigen Ausgaben der Jahre 
138359, 60 und 61. — Berichterſtatter Dr. Virchow — Die Commiſſion bes 
ei antragt eine beim Etat des Miniſteriums der auswärtigen Angelegenheiten 

flür 1859 vorgekommene Ctatsüberſchreitung von 1666 Thlr. 20 Sgr. (es hans 
delt ſich um das Gehalt eines neuen Raths, der über den Etat angeſtellt iſt) 
nicht zu genehmigen. — Abg. Bering hat einen bereits von dem Hauſe 
der Abgeordneten am 11. Ottober 1862 angenommenen Antrag wieder aufs 
we‘, genommen, der dahin geht: „das Haus wolle beſchließen, die Etatsüberſchrei⸗ 
1 tungen zu 1666 Thlr. 20 Sgr. und 1333 Thlr. 10 Sgr., nachdem die nutz⸗ 
liche Verwendung dieſer Gelder nachträglich dem Hauſe nachgewieſen worden, 
zwar zu genehmigen, zugleich aber zu erklären, daß die Staatsregierung durch 
die Beſetzung einer nicht vorher durch die Landesvertretung genehmigten 
Stelle ihre Befugniß überſchritten habe.“ a 
Abg. Bering befürwortet dieſen Antrag; Abg. Michaelis den Antrag 
der Comm.; es handle ſich hier gar nicht um eine eigentliche „Etatsüber⸗ 
ſchreitung“, d. h. um eine Mehrausgabe der auf einen beſtimmten Titel be: 
willigten Gelder über den Anſchlag des Etats hinaus, ſondern um die Ver⸗ 
ausgabung von Geldern auf einen unbewilligten Titel, welche den Etat 
dauernd belaſte. Es könne alſo nur, wenn correct verfahren werden ſolle, 
Dion einer nachträglichen Genehmigung auf Grund nachgeſuchter Indemnitat 
die Rede ſein. an möge nicht einwenden, daß die fragliche Summe nur 
eine en eringfügige ſei; es gelte der Satz: Line piis obstu 
8 aufrecht zu erhalten. Erkläre das Haus die Verausgabung dieſer Summe 
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für eine Etatsüberſchreitung, ſo riskire es, daß noch ganz andere Ausgaben 
ihm im nächſten Jahre als Etatsüberſchreitungen zur Genehmigung vorge⸗ 
legt werden würden. ä 

Finanzminiſter v. Bodelſchwingh (welcher inzwiſchen nebſt mehreren Regie: 
rungs⸗Commiſſarien am Miniſtertiſche Platz genommen hat) beſtreitet, daß 
die Auffaſſung des Vorredners in jeder Beziehung berechtigt ſei. Auf das 
Wort könne es doch dem Hauſe unmöglich ankommen. Es halle es für eine 
Inconſequenz, jetzt anders zu beſchließen, als es am 11. Okt. 1862 beſchloſſen 
habe und die damals ertheilte Genehmigung heute verſagen zu wollen. Er 
ſpreche zudem nicht pro domo denn die Ausgabe ſei unter einem früheren 
Miniſterium erfolgt, welchem das Haus ein größeres Vertrauen entgegenge⸗ 
bracht habe, als dem gegenwärtigen. l { 

Abg. Reichenheim: Er halte den letzten Grund nicht für ftichhaltig ; 
das gegenwärtige Haus ſei, trotzdem es zum großen Theil aus denſelben 
Mitgliedern beſtehe wie das aufgelöfte, ein anderes Haus, und wenn es auch 
daſſelbe wäre, wäre es doch ſeine Pflicht, wenn es bei genauer Ueberlegung 
zu einer andern zufaflung gelange, auch einen diefer veränderten Auffaffung 
entſprechenden Beſchluß zu faſſen. Die Regierung könne ſich zudem kaum 
auf Beſchlüſſe des früheren Hauſes berufen, da weit wichtigere Beſchlüſſe 
deſſelben ſeitens des Staatsminiſteriums keine Beachtung gefunden hätten 
Sehr wahr!). Abg. Stavenhagen bittet das Haus, das vom Abgeordne⸗ 
ten Michaelis aufgeſtellte, ganz richtige Prinzip nur da anzuwenden, wo es 
auf Grundſätze ankomme, nicht wo es ſich um eine ſolche Kleinigkeit handle; 


— 


die betreffende Ausgabe datire aus dem Jahre 1859, das ſeien vergangene [ 


Zeiten, nicht von dieſem Miniſterium. — Der vom Abg. Dr. Lüning be 
antragte Schluß wird angenommen. Ref. Abg. Dr. Virchow erläutert die 
Geſchichte dieſer Angelegenheit im Schooße der Budget⸗Comm. Der Beſchluß 
vom 11. Okt. 1862 ſei zu einer Zeit gefaßt worden, wo das frühere Haus 
durch eine lange Seſſion bereits ermüdet geweſen, und ſeine Aufmerkſamkeit 
von größeren Dingen beanſprucht geweſen ſei. Dem Miniſter der auswär⸗ 
1 7 — 9 ae ſcheinen derartige Etatsüberſchreitungen ein chroniſches 

ebel zu ſein, 3 

Redner erinnert an die Beſchaffung des Silbergeſchirrs für das Minis 
ſter⸗Hotel aus den Erſparniſſen bei den Geſandtſchaften. Der gegenwärtige 
Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten laſſe zudem die Garantie, daß 
in Zukunft verfaſſungsmäßiger verfahren werden wird, noch viel ſchwächer 
erſcheinen. — Das Amendement des Abg. Bering wird (bei der Gegenprobe) 
verworfen, der Commiſſions-Antrag darauf angenommen; dafür außer der 
Fortſchrittspartei ein Theil des linken Centrums. Die übrigen Anträge der 
Commiſſion werden ohne Debatte erledigt, desgleichen der geſammte Etat der 
Eiſenbahnverwaltung — Berichterſtatter Abg. v. Unruh — und der Etat 
des landwirthſchaftlichen Miniſteriums und der Geſtütverwaltung — Bericht⸗ 
e Abgg. Seubert und André. — Damit iſt die Tagesordnung 
erledigt. 

Der Präſident beraumt die nächſte Sitzung auf morgen 10 Uhr an. Ta⸗ 
gesordnung: 1) Bericht der Budget⸗Commiſſion über den Etat der Hohen⸗ 
zollerſchen Lande, 2) Bericht der Juſtizj⸗Commiſſion über den Antrag des 
Abg. v. Lyskowski, betreffend die Aufhebung der gegen die Abgeordneten 
Dr. p. Niegolewski, v. Sulerzycki und r. Szuman verhängten Haft, und 
3) Bericht der Unterrichts⸗Commiſſion über den Antrag des Abg. Kantat 
auf Wiedereröffnung des geſchloſſenen Gymnaſiums zu Trzemesno. 

Schluß der Sitzung: 1% Uhr. 


Berlin, 11. Dez. [Amtliches.] Se. Majeftät der König haben 
allergnädigſt geruht: Dem Strafanſtalts⸗Direktor Bormann zu Son: 
nenburg im Kreiſe Sternberg den rothen Adlerorden 3. Klaſſe mit der 
Schleife, dem Förſter Stege zu Wittekindſtein im Regierungs-⸗Bezirk 
Minden das allgemeine Ehrenzeichen und dem Schloſſergeſellen Wilhelm 
Hennig zu Kattowitz im Kreiſe Beuthen, Reg.-Bezirk Oppeln, die 
Retlungs⸗Medaille am Bande, ſowie dem Steuer⸗Empfänger Theine 
zu Dügen den Charakter als Rechnungs-Rath zu verleihen. 

Der königl. Hof legt von heut ab bis zum 24. d. M. die Trauer 
für Se. Maj. den König Friedrich VII. von Dänemark an. 
Berlin, den 10. Dezember 1863. Der Ober⸗Ceremonienmeiſter Graf 
Stillfried. 

(Marine⸗Miniſterium.] In Folge der für die königliche Marine 
unter dem 8. d. M. allerhöchſt befohlenen Kriegsdereilſchaft werden alle Ma⸗ 
rine-Reſerven, mit alleinigem Ausſchluß derer des See⸗Bataillons und der 
See: Artillerie, jo wie die Seedienſtpflichtigen, beide bis zum vollendeten 
27. Lebensjahre, hierdurch aufgefordert, ſich bei dem nächſten Landwehr⸗Ba⸗ 
taillon ſofort zu melden. Berlin, den 10. Dezember 1863. 

Königlich preußiſches Obercommando der Marine. 

[Se. Majeſtät der König!] empfingen heute Vormittag die 

Vorträge des Polizei-Präſidenten, des Militär-Kabinets, des Civil⸗ 


v. Bojanowski. (St. ⸗A.) 

K. C. [Der Antrag des Abg. Kantak wegen Wiedereröffnung 
des Gymnaſiums zu Trzemeszno! wird von der Unterrichts⸗Commiſ⸗ 
ſion (Ref. Dr. Möller) in feinem ganzen Umfange dahin befürwortet: „In 
Erwägung, daß die vor mehr als 8 Monaten erfolgte Schließung des Gym⸗ 
naſiums zu Trzemeszuo von Haufe aus nicht lan! erſcheint; in ſer⸗ 
nerer Erwägung, daß unter den gegenwärtigen Verhältniſſen die Wiederer⸗ 
oͤffnung deſſelben keinem gegründeten Bedenken unterliegt, beſchließt das Haus 
der Abgeordneten, dem königl. Miniſterium des Cultus gegenüber die zuver⸗ 
ſichtliche Erwartung auszuſprechen, daſſelbe werde die ſchleunigſte Wiedereröff⸗ 
nung der Anſtalt beranlaſſen. 

(Ber Vorſtand der Partei des linken Centrums] hat ſich neu 
conſtituirt, und beſteht aus folgenden Abgeordneten: Aßmann, v. Carlowitz, 
Frech, Di. Gneiſt, Dr. v. Sybel, Wachler und Dr, Ziegert. 

[Ueber ihre Confiscation) ſchreibt die „Voſſ. Ztg.“: „Geſtern 
Früh um 6% Uhr wurde unfere Zeitung polizeilich mit Beſchlag belegt 
und zwar, wie angegeben wurde, wegen des Leitartikels, der einige 
Bemerkungen zu der heute von uns nochmals mitgetheilten Bismarck⸗ 
Rechberg'ſchen Note enthielt. Die Confiscation erſtreckte ſich anfangs 
nur auf das Hauptblatt und die übrige Zeitung wurde weiter ausge⸗ 
geben. Einige Zeit darauf wurden jedoch, da ſeit einiger Zeit angeord⸗ 
net ſei, ſtets die ganze Zeitung mit allen Beilagen zu confisciren, auch 
die noch vorhandenen Exemplare der Beilagen abgeholt.“ 

Köln, 10. Dez. [Verurtheilung.] Die correctionelle Appell⸗ 
kammer des hieſigen Landgerichts erklärte in ihrer heutigen Sitzung, 
das freiſprechende Urtheil des erſten Richters reformirend, den Stadt: 
verordneten Herrn Claſſen-Kappelmann für überführt, die Mitglieder 
des königl. Staats miniſteriums durch einen Paſſus der von Herrn 
Claſſen verfaßten Einladung zum rheiniſch⸗weſtfäliſchen Abgeordneten⸗ 
Feſte vom 18. und 19. Juli beleidigt zu haben, und verurtheilte den⸗ 
ſelben unter Annahme mildernder Umſtände auf Grund des § 102 des 
Strafgeſetzbuches zu einer Geldbuße von 25 Thlrn. 


5 Ruß lan d. 
Uun ruhen in Polen. 

#+# Warſchau, 9. Dez. [Eine Erhängung; eine Er 
ſchießung. — Verſiegelung eines Geſchäfts.] Der „Dziennik“ 
bringt die Mittheilung, daß es der Unterſuchung in Betreff des im 
Hotel de l'Europe gemordeien Ur. Hermanni gelungen iſt, den Mörder 
in der Perſon eines Zuckerbäcker⸗Geſellen von adeliger Geburt, Namens 
Emilian Chodanowski, zu ermitteln, welcher ſich zu dieſer That bes 
kannte, die er im Auftrage der rebelliſchen Partei ausgeführt haben 
will, in der Erwartung einer bedeutenden Belohnung. Die anderen 
Theilnehmer an der Ermordung des Dr. Hermanni, heißt es, ſind un⸗ 
entdeckt geblieben, da Chodanowski während der Unterſuchung und beim 


Feldkriegsgericht, trotz aller Vorſtellungen (), in dieſem Gegenſtande | Gerf 


nur widerſprechende, augenſcheinlich lügenhafte Geſtändniſſe gemacht 
hatte, in der deutlichen Abſicht, die Wahrheit zu verhehlen. Choda⸗ 
nowski iſt zum Tode durch den Galgen verurtheilt worden, welches 
Urtheil morgen Früh um 10 Uhr auf dem Platze, dem Hotel de 
Europe gegenüber, ausgeführt werden wird. — Ferner wird über: 
morgen auf dem Glacis der Citadelle der Artillerie-Unter⸗ 
offizier Wicenz Przedwojewski erſchoſſen werden. Derſelbe iſt, nach dem 
„Dziennik“, vom Feldkriegs⸗Gericht ſchuldig befunden worden, mit 
den politiſchen Uebelthätern in Verbindung getreten zu ſein; daß er 
manche Subalterne im Arſenal zur Theilnahme am Bunde aufgeregt, 


Kabinets, des Hausminiſters, ſowie die Meldung des General-Majors 


indem er unter ihnen revolutionäre Schriften verbreitete; daß er feine 
Kameraden nach abgehaltenem (Tages-) Dienſt in ſeiner Wohnung zu 
verſammeln pflegte, wo einige zu verrätheriſchen Eiden verleitet wur⸗ 
den, welchen Eid er ſelbſt auch leiſtete, und daß er endlich eiſerne 
Bruſtſtücke arbeitete, welche für Rebellen beſtimmt waren. — Die Hand: 
lung des von der Polizei (verſteht ſich politiſch) ſteckbrieflich verfolgten 
Aelteſten der hieſigen Kaufmannſchaft, Schlenker, iſt geſtern von der 


Yoligei verfiegelt und das Aushängeſchild derſelben abgeriſſen worden. 


meteorologiſche Beobachtungen. 


Der Barometerftand Bei Grd. gar Luft Winde 

in Pariſer Linien, die Tempera⸗ Tempe⸗ W Wetter 

tur der Luft nach Reaumur. rometer. ratur. Stärke. 

Breslau, 11. Dez. 10 U. Ab. 330,39 | 0,2 W. I. Bedeckt. Schnee. 
12. Dezbr. 6 U. Nrg.] 329,18 0% W. 1. Bedeckt. 

Breslau, 12. Dez. [Waſſerſtand.] O.⸗P. 13 F. 3 3. U.⸗P. — F. 7 Z. 


Zproz. Spanier 51%. Iprz. 
Credit⸗Mobilier⸗ 


e, 
1854er Looſe 91, 75. 


rankfurt a. M., 11. Dez., 5 Uhr. Die Börje war ſeſt, der 
Umſatz ziemlich bedeutend. Finnländiſche Anleihe — Schluß⸗Courſe: 
dudwigsbafen⸗Berbach 138%. Wiener Wechſel 97. Darmfädter Bank⸗ 
Aktien 211. Darmſt. Zettel⸗Bank 250%. + 5prez. Metalliques —. 4 proz. 
Netalliques 52%. 1854er Looſe 73%. Oeſterreich. National⸗Anleihe 65%, 
Oeſterr.⸗Franz. Staats⸗Eiſenb.⸗Attien 181. Oeſterreichiſche Bankantbeile 767. 
Deſterreich. Credit⸗Aktien 178. Neueſte öſterreich. Anleihe 77%. Oeſerr. 
Eliſabetbahn 109%. Rhein⸗Nabebabn 25%. Heſſiſche Ludwigs dabn 123%, 
Samburg, II. 2 Nachm. 2 Ubr % M. Ziemliches Geſchäft, ſchloß 
in matter Stimmung. lutengeſchäft gering. Wetter ſchön, doch ſtürmiſch, 
vergangene Nacht belüger Sturm. Schluß⸗Courſe: National⸗Anleihe —. 
Zeſterr. Credit⸗Aktien 75. Vereinsbank —. Norddeutſche Bank 101%, 
Rhein. 93. Nordbahn 53%. Disconto 5%. Wien 93. Petersburg 28%, 
Hamburg, 11, Dezbr. [Hetreidemark.] Weizen flau, loco ruhig, 
pr. Frühjahr Dänemark ſtrammer gehalten. 
57 dringend offerirt. Oel loco und pr. Dezbr. 23%, pr. 
verkauft 200 Sack Maracaibo zu 7—7%. Zink ohne Umſätze. 


Berliner Börse vom II. Dezember 1863. 


Fonds- und Geld-Course. Eisenbahn-Stamm-Aotien. 
Freiw. Staats-Anl... * Dividende pre 1861 1801 Et. 


R Aachen-Düsseld. 3%] 30% fe B. 
dito 1864 Aachen-Mastri, 4 2 da. 
dito 185514 Amsterd-Rottd. | & 103 etw. ba. u. G. 
1 Berg.-Märkische| 6 104% B. 
dito mn Berlin-Anhalt. 
—9 = 4 Berlin-Hambure 
dito 185314 Berl,-Potsd.-Mg. 
Staats-Schuldacheine ei; 
1 Frei. 
erliner St 9 7 4 
$ Kur- u. Neumärk. Join Minden. . 
E Posensche...... dito St.-Prior. 
2 = | dito dito 
1] uam. Kad, bee 
2 Auer Magd.-Halberst. 
& \Schlesische. .... | Magd.-Leipzi 
Kur- u. Neumärk./4 | WI. — 
(Pommersche. Man — 
2 Posen scho. 
* Mecklenburger. 
3 /!Preussische....» Neisse-Bri, : 
3 Westph. u. Rhein. Niedrschl,-Märk. 
3 Sächsische. ....- Niedrschl. Zw 
Schlesische. . .. Nord., Fr. W 
Louisd'or 1108  |Oest.Bankn. 88% bz. || Oberachles, A... 
Goldkronen 9. 6½ G. |Poln.Bankn. — — | dito B. 
“Ausländische Fonds, „to 8. 
Oesterr. Metalliques.(d |62 B. en 
dito Fat Aa. e [Ti 8 N , Oppeln Ten 
dito Todt. v ese [16% 4 71% ba. || Abelsche 
dito aer Pr. A. 4 8 b dito Stamm Fr. 
al, mda Pie ba Rhein-Nahebahn 
Russ. Engl. Anl. 1862 % Rhr.Crf.K.Gldb 
dito 470% Anl... ‚= — — Swargard-Posen 
dito Polo. Sch.-Ob.]! 70 G. rgard- 
Poln. Pfandbr.. N ne 
dito III. Em. ui — 
Fl. 2. 
von, Obl, 138 1 * 0. 1 Bank 5 
dito . 8 1. Kassen- V. 5444 112 6. 
Kurhese, 40 Thlr. . . 3 ½ B. Braunschw. B. 44 44 68 ba. 
Baden. 35 El. Logge. — | — Bank. 5 4 4 j104 @ 
Eisenbahn-Prioritäts-Aotien. | — Zetaih, 8 H n 2 8. 
Berg.-Märkische . . 4 f b. | Geraer ank. . 6 71414 4% 6. 
dito au 80 8 60 45 5 1 8. 
dito 3 Kʃ010 B Hannoversche B.] 4½% 6 4 |97 etw. be 
a el ALS Hamb. Nordd. B. 5 |6 4 10% 8. 
Ooln- Minden. 1g tek d. [ Vereins-B. 6414 15 6. 
dito 93 5 Königsberger B. Han 100 B. 
dito 2 Luxemburger B. 10 10 4 101 6. 
dito III. 4 lors be Magdeburger B. 4,4 83 G. 
dito — 1% 8. Bosener Bank . it 2% 6. 
. | * — 4 
oo. Oderd. g 11 80 6. Thüringer Back 27 3% Pe 2 0 * 
Wederschl, Märk. 86 9 e 
dito con- | Berl. Hand.-Ges.| 8 4 108 ½ d. 
dito I 8 Coburg.Oredb.A. 8 |8, 5 — de. a 
armatädter 4 188 
Niederschl. Zweigb.. Dessauer 2 * 4 12 a he 
Tit Ostens an > Dise.-Com.-Ant..| 6 | 74,14 set, dzuB 
Te A —* * 36065 FÜ Genfer Oredb. A. 3% (4774 ba. u. d. 
dito C. u. 5.04 % bz. M —— "1513 N 21 br. 
dito E. 4% 0% 8. MoldauerLds.-B.| — 2% 30 G. 
te / Sen Sant. ee . J sl; ISHÄTS v6. 
un... u. 4 Vor. 
Vest, südl, StB... 252 6. ee 5 
ein. v. St. gar...» 8 Minerra 4 4 
Rheia.-Nahe-B. gar.. 4 |97% hr Fbr.v.Eisenbbät.| — | — A HRS ba. 


* Breslau, 12. Dezbr. Wind: Weſt. 
fall. Thermometer Früh 1° Wärme. Die Zufuhren von Getreide waren 
Weizen ſtilles Geſchäft, pr. . weißer 52—67 , 
feinfte Sorten übe Rott bezahlt — Rog ee. 1 5 5 


82 Ton b. — Gerſte vernadhläffigt, pr, 70 Pfd. ee 
37 Sar., gewohnliche 30—34 Sgr. — Hafer feit, pr. 50 Pfd. 26— 
75 r 5 weni 1 Wick r eboten. — Schle⸗ 
u aglein v — i 
— Rapskuchen feit, 4853 S r. * fe ee 
8 Sgr. pr. Sch. Sgr. pr. Sci. 
Weißer Weizen 267 Wicken . 4 — 
Gelber Weizen 52—57—61 Sgr. pr. Sack à 150 —— TA 
Roggen 38—40—42 Schlag⸗Leinſaat.. 48—168—188 
Jerſte. . .. 30—34—38 Winter⸗RMaps 183—193--.203 
Baier, ee 25—27—28 Winter⸗Rübſen 173—180--193 
e 45—50—54 Sommer-Kübjen... 145—155--167 


5 Aleejaat — feſt, — rothe ordinäre 10-10 2 i 
gan e BR e e e met 
2 y u; . i * — 2 

hochfeine 18—19 Thlr. pr. u > e 
Vor der Börſe. 

Rohes Rüböl pr. Etr. loco 11%, Wir. 


iri ember 11 Thlr. jahr 
11 Thlr. . Spiritus vr. 100 Quart u 80 25 7 
Dezember 3% Thlr., Frühahr 14% Thlr. % Xralles loco 13% Thlr., pr. 
Verantwortlicher! 2 - 
Drut von Grab, 8 cher Redacteur: I. Stein. 


ch Bose.» 


Wetter: des Morgens Schnell: 


Roggen Frühjahr pr. Oſtſ . 
. 5 Mal 24 ae 


mittelmäßigen Umfangs, der Preisſtand ohne bemerkenswerthe * N 1 


| 
| 
i 
1 
} 


Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 


